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Dio Whiiley Count:i ls s ind Organe, die von der Regierung prote­
giert werden; daraus ergibt s ich, daß es den Arbeitgebern nicht 
möglich ist, im Frontalangriff gegen sie vorzugehen, sonst würde 
die Regierung gegen die Arbeitgeber Partei zu nehmen gezwun­
gen sein . Bfii Streitigkeiten klagt dalrnr jede Partei die andere 
an und wäsr.ht sir.h selbs t rnin; d1-1s Ergebni s ist, daß ohne 
großes Aufsehen Sii3ungen ad calendas graecas ver tagt und 
die Whitley Councils dadurr.h de facto aufgehoben werdeu. Hier 
würde aber das Unternehmertum eine Br ücke abbrechen, über 
die es s ich schon einmal gerettet hat, als die Arbeitnehmer 
das lfoft in der Hand hatten, und es scheint daher, daß man 
doch vorläufig noch an dem neuen System bis zu einem ge­
wissen Grade festhält (vgl. die Zu nahme der Sii3ungen in jüng­
ster Zeit) . 

Während die Arbeitnehmer sich in diesem direkten Kampf 
mit den Arbeitgebern befinden, sieht die Regierung nicht un ­
tätig zu ; s ta tt daß s ie aber die Gewerkschaften schü \)t, und 
dadurch eine fraglos kurzsichtige Pol itik der Arbei tgeber in 
angemessene Sr.hrun ken zurückweist, fäll t sie ihnen in den 
Rücken. E in konse rvatives Mitglied des Unterhauses brachte 
vor kurzem einen Tm mod iatantrag ein, nach dem das Gewerk­
schaftsgesoh von 1!)13 oino Abündoruug erfahren soll. 

Das Geseh von 1!)13 besugt, dnfl Gewerkschaften berechtigt 
sind, Gelder zu poli tischen Zwecken zu verwenden, fa ll s es 
durch ein fache Mujori tiit in e in er Abstimmung beschlossen 
ist. Dies Gesoh s tollt.e ni nen alten Brnnch wieder her, der 
durch das Urteil im berüchtigten Osborne Case hinter tri eben 
worden war, nürnli ch, den, doll die Gewerksr.haften di e Mitglie­
der der Arbeiterpartei geldl ich unterstii t)cn. Die Ver treter des 
neuen Goso\:ian trags argumentieren nun und belegen es auch 
stati s ti sch, da ß die Gewerkschaften, di e ihre Gelder fü r po­
liti sche Zwecke vonvcnden, dies ohne Beschlußfassung einer 
wirklichen Majori tüt tiiten. In der Tnt bete iligen s ich an ge­
werkscha flli chon Abstimmungen, wenn es s ich ni cht gerade um 
,,Kri eg" und „Fr ieden" handelt, regelmüß ig nur sehr kl eine Ma­
joritäten, so daß es leicht vorkommen kann, da ß weniger als 
' /,o der in einer Gewer kschaft organisier ten Arbeiter eine Ent­
schließung fa ssen, die all e bindet, und das umsomehr, als die 
Zahl <11w Mitgli eder der Gewerkschaften in jüngster Zeit außer ­
ordentlich stark gestiegen ist, und die Beschlüsse über poli ­
tische Ver wendung der Gelder jahrelang zur ückl iegen. Der Go­
Se\:iantrag verlangt nun ei ne jährli che Abs timmung un d di e 1vra­
joritä t der gewerkschaftli ch organi s ierten Arbeiter, oder eine 
schriftli che Erklä run g der einzelnen. Ein solches Gese\:) ist 
selbs tverständli r.h ••loichbedoutcnd mit dem Verbot politi scher 
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Betätigung. Daß ein solches Lloyd .George bei dem drohenden 
Kraftzuwachs der Labour Party nicht unerwünscht wär e, geht 
daraus hervor , daß von ministerieller Seite aus nicht gegen 
es gesprochen worden ist. Im allgemeinen Interesse friedlicher 
und ruhiger Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung würde 
ein solches Geset allerdings wohl kaum liegen, und sollte wirk­
lich eine Arbeitermajorfüit gegen di e poli tische Verwendung 
von Geldern sein, so wird sie ja auch heute jederzeit in der 
Lage sein, einen diesbezüglichen Beschluß zu fassen und ihren 
Willen durchzuse\)en. Kein Wunder, daß oppositionelle Rich­
tungen an Kraft gewinnen. 

Vor allem gilt dies für die National Guilds League, de­
r~n geschickter Agitat ion es gelingt, di e Gildengedankon in weite 
Kreise zu tragen. Dies konnte am deutlichsten bei der Ge­
legenheit eines Kongresses der Gilden fes tgestellt werden, der 
am 29. April in London getagt hat, und bei dem Vertreter von 
verschiedenen Richtungen der Arbeiterparteien zugegen waren, 
i1. · a . Vertreter von sieben tatsächH ch in s Leben getretenen 
IIandwerkergilden. Die von diesen Gilden geleistete Arbeit ist 
<indessen noch nicht groß, nur di e 140 Baug,iJden, die zur natio­
nalen Baugilde zusammengeschlossen sind, haben schon einiges 
geleistet. Laufende Aufträge haben sie im Betrage von 
2½ Mill. :E; die anderen Gilden sind gänzli ch ohne Bedeutung, 
es handelt sich dabei um folgende: di e Landwirtschaftsgilde 
(Welwyn Gar den City, sie hat noch kei ne Einnahmen erzi elt), 
die Möbeltischl ergilde (25 Mitglieder , 6000 :E Umsatj), die Schnei­
dPrgilden (zwoi bis drei Lokalgilden, kein , oder fast kein 
Um saß, M aschinenbauergilde, Druckereigilde, Musikinstru­
mentenmachergilde (diie beiden lettgenannten haben keine Mit­
tei lung über ihren Umsat) gemacht, er wird nicht erheblich ge­
wesen sein , wenn überhaupt einer stattgefund en hat). Aber die 
Tatsache an sich, daß diese G-ildeu gegründet worden sind, 
oder wenigstens, daß man den Versuch gemacht hat, sie zu 
gründen, zeigt, daß der Gildengedanke Verbreitung gefund en hat. 

Man s ieht, die Frage der Arbeiterkontrolle über die Werke, 
ist a uf einen Kr isenpunkt angelangt; fas t bat es den An­
schein , als wollten Unternehmer und Regierung zugle1rh der Be­
wr-.~n:ig den Garaus machen ; man wird mit Span nLng die wei­
tern Entwicklung erwar ten dürfen, aber wir wollen beachten, 
daß das Gese\j über die Abänderun g des Gewerkschaftsgesetes 
von 1913 noch nicht in dr itter Lesung angenommen ist, daß die 
Frage der J\. rbei terkontrolle in der Maschinenbauindustrie bei 
der Beilegung des Streiks unberücksichtigt geblieben ist, und 
da ß die Whi tley Council s die Za hl ihrer Si\jungen wieder ver­
mehren. 

Dr. Th. Plaid 

Vereinigte Staaten 
E uropäi s che Währun g en und Goldreserven 

Nicht mit einem Male, aber Schritt für Schri tt, so steht zu 
hoffen, werden sich di e Mögli chke iten fü r ein wirksames E in­
greifen und E infli eßen amer ikani schen Kapital s zum Zwecke
des Wiederaufbaus des europäischen 'Wirtschaftslebens erwei­
tern . Ob sie nun auf der vorgeschl agenen Konferenz von Ver­
tr etern der Zentralnotenbanken, falls di ese sich ver wirklichen 
sollte, oder bei Gelegenheit anderer Veranstaltungen sich er­
gebeu, jedenfalls is t die Teilnahme von Vertretern amer i­
kani scher Banken an solchen Beratungen wünschenswert, in­
sofer n s ie die Geneigthcit der Vereinigten S taaten zum Au·s­
dru ck br ingt, mit E urop,a bei der Lösung seiner wirtschatt­
li chen P robleme, so weit wir dazu Hilfe leihen können, zu­
sammenzuw irken. Selbst wenn os wahr wäre, was die „Klein­
amer ikaner", wie s io Va nderlip genannt hat, behaupten wollen, 

daß die Vereinigten Staaten unter Umständen auch ohne Eu­
ropa gedeihen könnten, so würde es doch s ogar vom Stand­
p unkt eines aufgeklärten Ego ismu s aus Amerika immer noch 
gebühren, Europa bei der Uber windung seiner Schwierigkeiten 
zu Hilfe zu kommen. Tatsache ist jedoch, daß die Wieder­
gesundung Europas eine Angelegenheit von vitaler Wichtigkeit 
für die Vereinigten Staa ten ist. 

Können amerikanische Bankier s di e Festlegung einer Fi­
nanzpolitik fö rdern, die dahin führt , den Goldstandard im Aus­
lande wieder aufzurichten, so werden die Vereinigten Staaten 
als ganzes daraus Vorteil ziehen. Daß die generelle W.ieder­
her stcllung der Golddeckung außerhalb der Vereinigten Staa ­
ten eine Verringerung von deren Goldbeständen mit sich brin­
gen würde, bildet noch keinen Grund für eine Opposition ge-
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gen gesunde M aßnahmen, welche zu solchen Währungsre-
formen beitragen werden. Die Vereinigten Staaten ve rfü ge n 
über genü ge nd Gold 1111d können noch einiges erübrigen vo ll 
ihren 3 766 000 000 $ Gold, welche M enge gleich 40 % des ge-
samten M ünz- und Barrengeldes der Welt ist. Denn es er-
schließen sich ihnen weitere Märkte für ihre Waren, sobald
mehr fremde Staaten über eine Währung verfügen die wie die
eigene auf der Golddeckung beruht.

Der Zustand der Papierwährungen und die dem Umlauf
entzogenen Goldreserven der verschiedenen europäischen Staa-
ten stellen eine so konfuse Vielfältigkeit vo n Faktoren so-

wo hl günstiger wie ungünstiger Natur dur, daß ein Studium
dieser Verhältnisse im ganzen wünschenswert erscheint. In
gewissen Ländern hat die Inflation des Papiergeldes so gut 
wie aufgehört, in anderen geht sie in immer rascherem Tem­
po vo r sich, während in nur ga nz we ni g Fällen eine wesent-
liche Deflation bereits Platz gegriffen hat. 

In jeder di eser Kategorien sind große wie kleine Staaten
vertreten. Am stärksten haben ihren Papiergeldumlauf di e neu­
tralen Staaten uncl Großbritannien eingeschränkt. Frank­
reich und Italien dürfen. wie die Tchechoslowakei jenen Län­
dern ·zugerechnet werden, in denen die Menge der im Umlauf 
befindlichen Zahlun gs mittel relativ s tabil geworden ,zu sein 
scheint, wenn gleich gerade Frankreich wie Ital ien fortfahren, 
di e Last ihrer kurzbefristeten Schuld zu ve rgröß ern. Eine In-
flation der Zahlungsmittel geht we iterhin vor sich in 
D e u ts c h l an d, Österreich, Ungarn , Polen und versch iedenen 
anderen osteuropäiischen Staa ten. 

Rein an den Goldreserven gemessen, scheinen die europä-
ische11 Verhältnisse etwas gebessert, obwohl das Gold nicht 
in freien Umluul ist und zudem von den Notenbanken als Reserve 
l\i r di e Depositen zurückgehalten wird . Die Etatsverhältnisse 
i 11 den verschi edenen europäischen Ländern weisen jedoch weit­
gehende Unterschiede auf; denn e1111ge verfügen über über­
ra schend große und andere über so gut wie gar kein e Gold­
beträge. 

Die Frage, die s ich dem Beobachter am allerstärksten auf-
dringt is t die der endgülti gen Festsetzung des Wertes der ein-
zelnen Währungen in Gold a usgedrückt. Dieses Wertverhältnis 
muß irge11dwie fixiert werden (und zwar nicht unbedingt nach 
der Vorkriegsparität), wenn jemals in der Welt wieder ein in ­
ternationaler oder Inlandshandel ohne die Zufälle der stark 
schwankenden _Wechselkurse mögli ch werden soll. Dies kann 
jedoch ni cht geschehen, bis nicht di ejenigen Regierungen, die 
ihre unter wertigen Zahlungsmittel mit Hilfe ihrer Notenbanken 
11och weiter vermehren, ihre Budgets durch verstärkte Be­
steuerung und Verminderung der Ausgaben ausgeglichen habe11 
oder di e Defizits ihrer Budgets durch irgendwelche andere Mit-
tel san ieren. Vielleicht ist es zu viel erhofft, daß eine dieser M e-

t hoden sofort vo n jenen Regierungen angewendet werden wird, di e 
zu schwach sind, um die benötigten Mittel durch_ Besteuerung 
oder · direkte Anleihen aufzubringen Solch ein Programm 
müßte auf der Bereitwilligkeit des Volkes beruhen, Las ten zu 
ertragen, welche auf s ich zu nehmen jei,} t immer wieder auf
morgen verschoben wird, obwohl sie dadurch nur noeh weiter 
a nwachsen. Diese Beobachtung trifft natürli ch ni cht auf all e 
europäi schen Regierungen zu; denn einige unter ihnen befolgen 
durch a us den rechten Weg, der zur Gesundung ihrer Finanz-
verhältnisse hinführt. Es bedarf jedoch Zeit, um auf diesem
Wege zu Resultaten zu gelangen; denn Steuern können nicht 
plötzlich heraufgeschraubt und s taatliche Ausgaben nicht auf
einmal in großem Um fange herabgesetzt werden, ohne das je­
weils vorhandene innere Gleichgewicht über den Haufen zu 
werfen . 

Tätsächlich mag es de1111 auch bezweifelt werden, ob eine
sofortige Stabilisierung wirkli ch notwendig oder wünschens-
wert is t, bis nicht ein einigermaßen gleichbleibendes Warenaus-
tauschverhältnis hergestellt is t. Die Not ierun ge n gewi sser eu -

ropäischer Zahlungsmittel, vo r allem des Pfund Sterlin g, s ind 
i11 den letzten Monaten so stark hinaufgegangen, daß sie jetzt 111 
meßbaren Abstand vn 11 ihrer frühren Parität sich befinden,
und diese Verbesserung ist erfolgt, ohne daß sichtlich durch sie
die Depression verschärft wordeb wäre, welche Europa durch-
zumachen hat.

Angesichts solcher Erfahrungen 111i1. dor Deflation muß
ernsthaft an ein e ŒRevaluation", eine Ne ubewe rt un g gewisser
Papiergeldwährungen gedacht werden. Schon wird aus Ruß
land ber ichtet, daß es seine Zahlungsmittel neu valuiert hat,
inde111 es anordnete, daß l0 000 alte Rubel 11u1· mehr einen
neuen ŒGold"-Rubel we rt sein sollen; aber solch eino Revalu-
ation is t we rtlos, da s ie nur auf einem Machtspruch der Re-
gierung beruht und nicht uu[ der Möglichkeit, die neuen Rubel
in Gold umzuwechseln. So kommt es denn auch, daß es in Ruß-
Jand, abgesehen von ein paar Städten, ein Geschäft nur im 
Tauschhandelswoge gibt und di e 11eue11 l{uhel, wenn sie zur 
Ausgabe gelangen, den gleichen Prozeß der Entwertung durch-
machen, wie die außer Kurs gesetzten.

Die hauptsächlichste Schwierigkeit be i den meisten Vo r­
schlägen für eine Revaluation der entwerteten Währungen,
so angebracht und unvermeidlich der Prozeß in man chen Fällen
sein mag, ist di e, daß s ie keine Möglichkeit vorsehen, den Wert
des für stabil Erklärten in Gold oder ein son s ti ges Edelmetall,
dessen Wert relat iv stabil ist, umzutauschen. Solange nicht die

Konvertabilität eines Zahlungsmittels i11 einert anerkannten
Wertmaßstab der selbst seinen Wert 1111r sehr langsa m verän-
dert festgelegt und auch aufrechterhalten werden kann, sind alle
Vorschl äge für eine Revaluation verfrü ht und der Prozeß selbst
wenn er angebahnt wird, wird weiter nichts bedeuten, a ls einen
neuen Anfang zum gleichen Gang der Inflation

Zeit und ein e rhebliches Maß von Selbsthil fe tun not, ehe
es klug oder vorteilhaft sein wird, jene Währungen zu revalu-
ieren. die unmöglich zu ihrer alten Parität zurückgebracht wer­
den können Von Regierungen, welche, wie etwa diejenige
Deutschlands, unter so starker finanzi eller Beanspruchung zu
leiden haben, kann nicht erwartet werden, daß s ie schon in
ein em oder zwei J ahren ihre Budgets zum Ausgleich bringen:
auch dürfen wir nicht damit rechnen, daß das wir1 -
schaftliche Gleichgewicht Europas durch eine ei nzige internati o­
nale Konferenz wiederhergestellt werde. Und doch müssen diese
Dinge getan werden und s ie werden in der Tat auch langsam
durchgeführt; s1ind sie einmal durchgeführt, so werden wir viel­
leicht feststellen könn en, daß das Währungsproblern s ich nahe-
zu von selbst gelös t hat, oder leicht dadurch gelös t werden
kann, dull konvertuble Zahlungsmittel geschaffen und aufrech1 
erhalten werden, neben denen die ni cht konvertabl en Zahlungs ­
mittel in einem festgesetzten Wertverhältnis zu er s teren zir ­
kulieren, wie das hi er und da bere its der Fall is t. 

Eine Periode, während welcher selbst n u I' geringere Ve r­
besserungen durchgeführt werden, begün st igt gleichwohl die
gradweise Stabili s ierun g der Währungen, und di es ist mehr 
wert al s manche Konferenz Nur di e Zeit wird den Ausgleich 
von Besteuerung und Ausgaben und di e Ansammlung vo 11 
Goldreserven erlauben, was beides vo n absoluter Wichtigkeit,
aber fre ilich auch gleich schwer zu erzielen ist. 

New York, 6. Juni. 
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